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Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

II a 6 - 2430.1 - 247/60 - 


Bonn, den 17. November 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Ausländische Arbeitskräfte in Deutschland 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksadle 2174 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich im 
Benehmen mit den Herren Bundesministern des Auswärtigen, 
des Innern, für Wirtschaft und für Wohnungsbau wie folgt : 

Zu 1. 

Die Anwerbung und Vermittlung italienischer, spanischer und 
griechischer Arbeitnehmer für die deutsche Wirtschaft ist durch 
zwischenstaatliche Vereinbarung der Bundesregierung mit den 
Regierungen der drei Staaten geregelt. Die Vereinbarungen 
wurden am 20. Dezember 1955 (Italien) sowie am 29. und 30.März 
1960 (Spanien und Griechenland) getroffen. Die praktische 
Durchführung der Vereinbarung obliegt auf deutscher Seite 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, die zu diesem Zweck ständige Anwerbekommissi- 
onen in den drei Ländern errichtet hat. Diese deutschen 
Kommissionen arbeiten eng zusammen mit den für Fragen der 
Arbeitsvermittlung und der Auswanderung zuständigen Behör- 
den der drei Länder, die für dieVorsteliung geeigneter Bewer- 
ber bei den Kommissionen Sorge tragen. 

Soweit Arbeitgeber in der Bundesrepublik aus anderen als 
den drei genannten Ländern Arbeitnehmer anwerben wollen, 
bedürfen sie nach § 42 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) in jedem einzelnen 
Falle der Zustimmung der Bundesanstalt, d. h. in der Praxis 
des für den Betrieb örtlich zuständigen Landesarbeitsamtes. 

Zu 2. 

Grundsätzlich hat der Arbeitgeber, der ausländische Arbeit- 
nehmer beschäftigen will, die Verpflichtung, für das Vorhan- 
densein angemessener Wohnunterkünfte Sorge zu tragen. Die 
Arbeitsämter sind angewiesen, bei der Annahme der An- 
werbungsaufträge sich davon zu überzeugen, daß eine aus- 
reichende und zumutbare Unterkunft zur Verfügung steht. Der 
Vorstand der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung hat Ende September dieses Jahres beschlos- 
sen, aus dem Vermögen der Bundesanstalt 100 Millionen DM 
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zur Gewährung von Darlehen für den Bau von Wohnunter- 
künften für ausländische Arbeitnehmer bereitzustellen, um den 
Unternehmern in der Erfüllung ihrer Verpflichtung eine ge- 
wisse Hilfe zu leisten. Die Darlehen sind mit 2 v. H. jährlich 
zu verzinsen und in 12 Jahren zu tilgen. 

Für die in der Bauwirtschaft auf Baustellen tätigen ausländischen 
Arbeitnehmer gilt hinsichtlich ihrer Unterbringung das Gesetz 
über die Unterkunft bei Bauten vom 13. Dezember 1934 und 
die dazu ergangene Ausführungsverordnung vom 21. Februar 
1959, in denen Mindestnormen festgelegt sind. 

Soweit Industriebetriebe neue Unterkünfte errichten, hat der 
Bundesminister für Wohnungsbau den Länderministern nahe- 
gelegt, dem Bau von Behelfsunterkünften (Baracken) durch 
Versagung der Baugenehmigung entgegenzutreten. Grundsätz- 
lich ist die Schaffung von massiven Wohngebäuden, die später 
der normalen Nutzung durch Familien zugeführt werden 
können, anzustreben. 

In bezug auf die in der Anfrage angesprochene „Beratung" 
der ausländischen Arbeitnehmer wird unterstellt, daß damit 
Maßnahmen zur Erleichterung der Eingewöhnung in die neue 
Umwelt gemeint sind. Der Präsident der Bundesanstalt hat 
durch einen Runderlaß vom 10. Mai I960 an seine regionalen 
Dienststellen sichergestellt, daß diese es sich angelegen sein 
lassen, die zu Betreuungsmaßnahmen berufenen betrieblichen, 
gewerkschaftlichen, fürsorgerischen, kirchlichen und sonstigen 
Stellen zu entsprechender Hilfe anzuregen, die verschieden- 
artigen Maßnahmen in Übereinstimmung zu bringen und 
bestimmte Maßnahmen aus Mitteln der Bundesanstalt finan- 
ziell zu fördern. Bei den letztgenannten ist vor allein an die 
Schaffung von Betre ningszentren und beweglicher Betreuungs- 
dienste, die Einrichtung von Treffpunkten zur Freizeitgestal- 
tung kultureller, unterhaltender und sportlicher Art sowie an 
die Einrichtung von Sprachkursen und die Heranbildung sprach- 
kundiger Verbindungspersonen gedacht. Die persönliche Be- 
ratung der Wanderarbeitnehmer in ihren vielfältigen Bezie- 
hungen zum Aufnahme- und Heimatland und ihre persönliche 
Betreuung wird von besonders geschulten Sozialarbeitern der 
freien Wohlfahrtsverbände der Bundesrepublik und der Hei- 
matländer gemeinsam durchgeführt. Der Bundesminister des 
Innern gewährt den an der Betreuungsarbeit teilnehmenden 
deutschen Wohlfahrtsverbänden nicht unerhebliche Zuschüsse 
für ihre Betreuungsarbeit. Diese Zuschüsse sollen im Haus- 
haltsjahr 1961 mit Rücksicht auf die an Umfang stark gestie- 
gene und voraussichtlich noch weiter steigende Zahl der be- 
schäftigten Ausländer bedeutend erhöht werden. 

über die schließlich in der Anfrage erwähnte berufliche För- 
derung der beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer schweben 
zur Zeit Erörterungen in den Gremien der Europäischen 
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Wirtschaftsgemeinschaft zur Einrichtung entsprechender För- 
derungskurse mit Hilfe finanzieller Zuschüsse aus dem Fonds 
der Gemeinschaft. Im übrigen ist die berufliche Ausbildung 
und Fortbildung in der Bundesrepublik in erster Linie eine 
betriebliche Aufgabe der Unternehmen selbst, die bisher 
schon aus eigenem wirtschaftlichem Interesse bestrebt waren, 
angeworbene ausländische Kräfte, die entsprechende Eignungs- 
voraussetzungen aufwiesen, zu höherwertigen Arbeitsver- 
richtungen anzulernen. 


Blank 



